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Verwendung der Einnahmen aus dem CO2-Preis: Wie 
gelingt eine faire Verteilung?
 

Der CO2-Preis auf Heiz- und Kraftstoffe belastet einkommensstarke Haushalte in 
absoluten Zahlen mehr als einkommensschwache, weil sie sich in der Regel 
klimaschädlicher Verhalten und ihr CO2-Fußabdruck größer ist. Einkommens-
schwächere Haushalte geben allerdings einen deutlich größeren Anteil ihres 
Einkommens für Heizen und Mobilität aus, so dass die zusätzlichen CO2-Kosten für 
sie relativ gesehen höher sind. Je nach Wohnsituation können sie zu einer finanziellen 
Herausforderung für die Betroffenen werden. Entscheidend für die soziale Ausge-
staltung der CO2-Bepreisung ist daher die Verwendung der Einnahmen. Besonders 
geeignet sind dafür die Pro-Kopf-Pauschale sowie Maßnahmen, die den Umstieg auf 
klimafreundliche Alternativen ermöglichen. 

Von Florian Zerzawy und Christian Fischle

Verteilungswirkung von CO2-
Bepreisung und EEG-Umlage

Am 1. Januar 2021 wurde mit dem Brennstoffemissions-
handelsgesetz (BEHG) in Deutschland die CO2-Beprei-
sung im Gebäude- und Verkehrssektor eingeführt. Die 
zertifikatspflichtigen Inverkehrbringer von Heiz- und 
Kraftstoffen wälzen dabei den CO2-Preis auf die Verbrau-
cher*innen über, so dass für Haushalte und Unternehmen 
ein zusätzlicher Anreiz zur Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen in den Bereichen Wärme und Mobilität 
entsteht. Klimakosten werden verursachergerecht an-
gelastet, klimafreundliches Handeln wird finanziell bes-
sergestellt. Der CO2-Preis nutzt die Kräfte der Marktwirt-
schaft und überlässt Konsumentscheidungen den Markt-
akteuren, die aufgrund der veränderten Preise vermehrt zu 
klimaschonenden Produkten bzw. Aktivitäten wechseln. 

Mit der CO2-Bepreisung gehen Verteilungswirkungen 
einher. Der CO2-Preis von anfangs 25 Euro/t sorgt für eine 
Verteuerung von Heizöl um 7,9 ct/l und Erdgas um 0,6 
ct/kWh. Benzin und Diesel kosten 6,9 ct/l und 7,8 ct/l mehr 
(Öko Institut e.V. 2021). Nicht alle Haushalte können da-
rauf gleichermaßen reagieren und somit Emissionen und 
Kosten vermeiden. Die Bepreisung wirkt regressiv, denn 
Haushalte mit niedrigem Einkommen zahlen relativ - 
gemessen an ihrem verfügbaren Budget - mehr als Ver-
mögende. Zwar verbrauchen die obersten 10 Prozent fast 
doppelt so viel Strom und sogar 6-mal so viel Kraftstoff wie 
die untersten 10 Prozent (Öko Institut e.V. 2021), jedoch ist 
auch ihr Einkommen deutlich höher. Daher sinkt der Anteil 
der Energieausgaben mit steigendem Einkommen und so-
mit auch die relative Belastung durch die CO2-Bepreisung. 

Abbildung 1: Ausgaben Energie- und Klimafonds  

 
Quelle: eigene Darstellung  
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Die Mehreinnahmen aus dem CO2-Preis fließen vorerst in 
den Energie- und Klimafonds (EKF), der zusätzlich aus 
den Einnahmen des Europäischen Emissionshandels 
(ETS) und Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt gespeist 
wird (BMWi 2020). Die Mittel aus dem EKF werden zum 
Teil für die Entlastung von Privatpersonen oder der Wirt-
schaft genutzt. Außerdem werden daraus energieinten-
sive Sektoren bei der Dekarbonisierung unterstützt und 
anderweitige klimafreundliche Projekte und Technologien 
gefördert, wie z. B. Elektromobilität, Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien (siehe Abbildung 1). 

Entlastet werden die Bürger*innen derzeit in erster Linie 
durch die Senkung der EEG-Umlage, was zu einem nied-
rigeren Strompreis führt. Neben den Einnahmen aus dem 
BEHG werden dafür auch Mittel aus dem Corona-Kon-
junkturprogramm verwendet. So konnte die Umlage an-
stelle eines Anstiegs auf 9,6 ct/kWh auf 6,5 ct/kWh ge-
senkt werden. Beides zusammen, CO2-Bepreisung und 
die Senkung der EEG-Umlage, führt zu einer progressiven 

Verteilungswirkung (siehe Abbildung 2): Während mitt-
lere und hohe Einkommen Mehrkosten von etwa 
0,05 Prozent ihres Budgets aufbringen müssen, werden 
geringe Einkommen um bis zu 0,2 Prozent entlastet (Öko 
Institut e.V. 2021). 

Außerdem wurde das Wohngeld um 10 Prozent und die 
Entfernungspauschale ab dem 21. Kilometer temporär 
(bis zum Jahr 2026) auf 35 ct pro km erhöht. Von letzterer 
profitieren vor allem reichere Haushalte, da die Pendeldis-
tanz mit dem Einkommen zunimmt und die Entlastung bei 
höheren Einkommensteuersätzen höher ist (FEST/FÖS 
2021; FÖS 2021a). Menschen ohne Arbeitseinkommen, 
wie z. B. Studierende, Arbeitslose und Rentner*innen so-
wie privat veranlasste Wege bleiben unberücksichtigt. 

Ungelöst ist bisher noch die Aufteilung der CO2-Kosten 
zwischen Vermieter*innen und Mieter*innen: derzeit 
können die gesamten Kosten auf die Mieter*innen umge-
legt werden, obwohl diese keinen Einfluss auf die Hei-
zungsanlage und den Gebäudezustand haben1.

  

Abbildung 2: Änderungen der Ausgaben durch CO2-Bepreisung und Senkung der EEG-Umlage (inkl. Mittel aus 
dem Corona-Konjunkturprogramm) nach Einkommensdezilen, 2021 

 
Quelle: Öko-Institut e.V. (2021) 

  

 
 
1  Dazu erscheint in Kürze ein eigener Policy Brief  

(#SozialerKlimaschutz 4/4) 
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In Summe werden private Haushalte bisher nicht in glei-
chem Maße entlastet, wie sie über die CO2-Bepreisung 
belastet werden. Das liegt daran, dass ihr Anteil am Brenn-
stoffverbrauch im Vergleich zu den Sektoren Gewerbe, 
Handel, Dienstleistungen sowie Industrie höher ist als am 
Stromverbrauch. Zudem gelten Ausnahmen für die In-
dustrie beim CO2-Preis.  

Das bedeutet, dass private Haushalte insgesamt mehr ein-
zahlen als sie wieder „herausbekommen“ (siehe Abbildung 
3) und somit eine Mittelverschiebung zwischen Haushal-
ten und der Wirtschaft erfolgt: 

 Im Jahr 2021 tragen private Haushalte mit ca. 4,1 Mrd. 
Euro zum Aufkommen der CO2-Bepreisung bei und 
werden gleichzeitig um 1,7 Mrd. Euro entlastet.  

 Würden die gesamten Einnahmen aus der CO2-Be-
preisung für die Senkung der EEG-Umlage verwendet 
würden, läge die Entlastung bei 2,7 Mrd. Euro.  

 Mit steigenden CO2-Preisen in den nächsten Jahren 
wird die Lücke zwischen Aufkommen und Rückerstat-
tung bei den privaten Haushalten immer größer. 

 

Es ist jedoch möglich, dass Unternehmen, die in Summe 
durch BEHG und Senkung der EEG-Umlage entlastet 
werden, die gesunkenen Kosten indirekt an die Bürger*in-
nen weitergeben, indem Produktpreise sinken.  

Würde das Aufkommen der privaten Haushalte direkt an 
die Bürger*innen zurückerstattet, könnten sie genau die 
Summe zurückerhalten, die sie aufgebracht haben. Denk-
bar wäre auch, dass gesamte Aufkommen (d.h. inklusive 
der Zahlungen der Unternehmen) an die Bürger*innen zu-
rückzugeben. In dem Fall würden sie stärker entlastet als 
belastet. Zu berücksichtigen ist dabei jedoch, dass dies zu 
höheren Produktpreisen führen könnte. 

  

Abbildung 3: Be- und Entlastung privater Haushalte durch CO2-Bepreisung und Einnahmenverwendung 

 

Belastung durch 
CO2-Preis (in Höhe 
von 25 Euro/t CO2) 

Entlastung durch be-
schlossene Senkung 

der EEG-Umlage  
(um 1,37 ct/kWh) 

... durch vollständige 
Verwendung der 

CO2-Preiseinnahmen 
zur Senkung der 

EEG-Umlage (2,15 
ct/kWh) 

... durch Verwendung 
der CO2-Preiseinnah-
men von Haushalten 
für Pro-Kopf-Prämie 

... durch vollständige 
Verwendung aller 

CO2-Preiseinnahmen 
für Pro-Kopf-Prämie 

Quelle: eigene Darstellung  
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Rückverteilung bei steigenden CO2-
Preisen sozialverträglich ausgestalten

Das BEHG sieht eine gestaffelte Erhöhung der CO2-Preise 
bis auf 55 Euro/t im Jahr 2025 vor. Im Jahr 2026 wird es 
einen CO2-Preiskorridor von 55 bis 65 Euro/t geben. Die-
ser dient als Übergang zur reinen Mengenregulierung mit 
freier Preisbildung am Markt ab 2027. Mit der stetigen Er-
höhung des CO2-Preises und der Unsicherheit der zukünf-
tigen Preisentwicklung gewinnt die Frage der Einnah-
menverwendung immer stärker an Bedeutung.  
 

Umweltwirkungen bei Kompensationsmechanismen 
beachten 

Neben verteilungspolitischen Aspekten sind die ökologi-
schen Auswirkungen zu beachten: durch die Strompreis-
senkung werden Anreize zum sparsamen Umgang mit 
Strom gemindert (FÖS 2021b). Auch die temporäre Erhö-
hung der Entfernungspauschale (bis 2027) wirkt dem 
Lenkungseffekt der CO2-Bepreisung entgegen. Sie wirkt 
wie eine Ausnahme für Fernpendelnde von der CO2-Be-
preisung und ist somit klimapolitisch nicht sinnvoll (FÖS 
2019a). Ohnehin stellt die Pauschale eine umweltschädli-
che Subvention dar, die grundlegend reformiert statt aus-
geweitet werden sollte. Zwei Reformoptionen, mit denen 
sie sozialer und ökologischer ausgerichtet werden könnte, 
werden z. B. in FEST/FÖS (2021) evaluiert. 

Die Rückerstattung an Bürger*innen und die Wirtschaft 
über die EEG-Umlage würde zudem zunehmend an ihre 
Grenzen stoßen. So wäre bei einem CO2-Preis von 
100 Euro die EEG-Umlage bereits vollständig finanziert 
und keine weitere Entlastung möglich (Kalkuhl u. a. 2021). 
Zwar könnte der Strompreis darüber hinaus gesenkt wer-
den, in dem andere Abgaben und Umlagen reduziert wer-
den. Hier ist jedoch zu beachten, dass es z. B. bei der 
Stromsteuer EU-rechtliche Vorgaben für Mindestsätze 
gibt, die nicht unterlaufen werden dürfen (SUER 2019). 
Auch eine Steigerung des Wohngeldes und anderer 
Transferleistungen wäre nur bedingt geeignet, da es nur 
einen kleinen Teil der Bevölkerung betrifft. Dadurch wird 
deutlich, dass es mittelfristig einer anderen Lösung bedarf.  

 

Pro-Kopf-Pauschale funktioniert auch bei steigenden 
CO2-Preisen 

Für die Verwendung der Einnahmen gibt es viele Vor-
schläge (vgl. FÖS 2019b). Eine direkte Rückverteilung an 
die Bürger*innen (bekannt als Pro-Kopf-Pauschale, 
Klimaprämie, Energiegeld, Ökobonus), wie in der Schweiz 
praktiziert, würde auch mit steigendem CO2-Preis funkti-
onieren, indem die Rückerstattungen im selben Umfang 
erhöht werden (SUER 2019). Bei einer Pro-Kopf-Aus-
schüttung würde jede*r genau gleich viel zurückerhalten. 
Vorteilhaft ist dies für jene, die weniger Heiz- und 

Kraftstoffe als der Durchschnitt verbrauchen. Da ein-
kommensschwächere Haushalte einen kleineren CO2-
Fußabdruck haben, würden sie profitieren. Dabei bleibt 
der Anreiz zur Vermeidung von CO2-Emissionen grund-
sätzlich erhalten, da jede Person unabhängig von ihrem 
bzw. seinem Konsumverhalten eine pauschale Rücker-
stattung erhält (MCC 2021). Im Vergleich zur Absenkung 
der EEG-Umlage oder anderer Strompreisbestandteile 
entlastet die Pro-Kopf-Pauschale bei gleich hohem Auf-
kommen ärmere Haushalte (mit geringeren Stromver-
bräuchen) stärker (vgl. dazu Abbildung 4).  
 

Abbildung 4: Be- und Entlastung der 
Einkommensgruppen bei verschiedenen Optionen 

 
Quelle: MCC (2021) 

 

Das liegt daran, dass bei der pauschalen Rückverteilung 
pro Kopf gleich viel zurückgezahlt wird, unabhängig vom 
Verbrauch. Bei der Absenkung der EEG-Umlage werden 
die „ärmeren“ Haushalte absolut geringer entlastet als die 
„reicheren“, weil sie weniger Strom verbrauchen als der 
Durchschnitt.  

Die Pro-Kopf-Pauschale genießt zudem hohe Akzeptanz 
bei Bürgerinnen und Bürgern. Umfrageergebnisse zeigen, 
dass dann auch ein Preis von 100 Euro pro Tonne CO2 von 
einer Mehrheit der deutschen Bevölkerung unterstützt 
werden könnte (Sommer u. a. 2020). 
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Administration der Pro-Kopf-Pauschale lösbar 

Ein Argument gegen die Rückerstattung mittels Pro-
Kopf-Pauschale sind offene Fragen bei der administrati-
ven Umsetzung. Für die Identifizierung der Zahlungsemp-
fänger könnte zum einen die Steuer-ID herangezogen 
werden, die allen in Deutschland gemeldeten Personen 
zugeteilt wird. Die Auszahlung könnte dann zum Beispiel 
über die Familienkassen erfolgen. Zum anderen könnte 
die Abwicklung auch über die Krankenkassen erfolgen, 
die durch die Versicherungspflicht ebenfalls über eine 
große Identitätsabdeckung verfügen. Die Auszahlung 
könnte entweder durch Überweisungen und Barcodes 
funktionieren oder sich an das bereits etablierte Modell in 
der Schweiz orientieren, wo die Rückerstattung über redu-
zierte Krankenversicherungsbeiträge geschieht (DIW 
2020). Diese Variante wäre zwar unter Umständen leichter 
umsetzbar und kostengünstiger, doch die Sichtbarkeit der 
Entlastungen könnte darunter leiden. Dabei ist dieses Kri-
terium besonders wichtig für die Akzeptanz in der Bevöl-
kerung für einen steigenden CO2-Preis.  

 

Förderung von Klimaschutzmaßnahmen und klima-
freundlichen Alternativen wichtig 

Neben Rückverteilungs- und Kompensationsinstrumen-
ten sind längerfristig vor allem auch strukturelle Maßnah-
men (z. B.  im Bereich Infrastruktur, öffentlicher Verkehr) 
und Fördermaßnahmen wichtig, mit denen Haushalte in 
die Lage versetzt werden, Anpassungsmaßnahmen ergrei-
fen zu können (FEST/FÖS 2021). Nur so können sie nach-
haltig auf höhere CO2-Preise reagieren und notwendige 
Investitionen in klimafreundliche Wärme- und Ver-
kehrsoptionen tätigen. Sinnvoll könnten z. B. Tauschprä-
mien, eine sozialere Kaufprämie und die Stärkung des öf-
fentlichen Verkehrs sein, um die Abhängigkeit vom fossi-
len Individualverkehr (insbesondere Verbrenner-Pkw) zu 
reduzieren (ebd.). 

Fazit 

Mit steigendem CO2-Preis braucht es weitere Kompen-
sations- und Klimaschutzmaßnahmen neben der Ab-
senkung der EEG-Umlage. Von der direkten Rücker-
stattung an die Bevölkerung (Pro-Kopf-Pauschale) wür-
den insbesondere einkommensschwache Haushalte 
profitieren. Für die Akzeptanz wichtig ist daneben eine 
Verbesserung des Angebots an klimafreundlichen Al-
ternativen wie zum Beispiel der Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs. So können Bürger*innen ihre Lebensweisen an-
passen, notwendige Investitionen tätigen, auf klima-
freundliche Optionen umsteigen und dadurch steigende 
Kosten aufgrund teurer werdender fossiler Heiz- und 
Kraftstoffe vermeiden. Vor allem untere und mittlere Ein-
kommen müssen dabei besser unterstützt werden. 
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